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QUARTALSBERICHT 

 
Projektland:  Kenia 

Quartal/Jahr: III/2011 

 
SCHLAGZEILEN 
 
1. Termin für die nächsten Wahlen weiterhin unklar 
2. Kabinett auf Initiative Raila Odingas umgebildet 
3. Anhörung der Verdächtigen vor dem Internationalen Strafgerichtshof 
4. Lumumba als höchster Korruptionsbekämpfer Kenias abgesetzt 
5. Githu Muigai als neuer Generalstaatsanwalt ernannt 
6. Dürre und Hungersnot im Norden Kenias 

 

 

 

Innenpolitik 

 

Um die kommenden allgemeinen Wahlen ordnungsgemäß im August 2012 durch-
führen zu können, mussten nach der neuen Verfassung bis August 2011 noch zahl-
reiche Gesetzentwürfe verabschiedet werden. Hier kam es in der vergangenen 
Monaten zu erheblichen Verzögerungen auf Seiten von Regierung und Parlament, so 

dass das Parlament im August mehrstündige Sondersitzungen anberaumte, an denen 
die Parlamentarier teilnehmen mussten, wenn sie ihren Sitz nicht verlieren wollten. 
Ferner wurde der Prozess zur Annahme von Gesetzesvorlagen stark verkürzt. Zwar 
konnte somit letztlich die Frist eingehalten werden, woran insbesondere Präsident 
Kibaki gelegen war, um sein Erbe als Umsetzer der neuen Verfassung zu wahren, 
jedoch wurden dadurch viele Gesetze unsauber formuliert, überstürzt verabschiedet 
und die Zivilgesellschaft nicht in dem geforderten Maße beteiligt. 
 
Das neue Wahlgesetz, gemäß dessen die Kandidaten die finanziellen Mittel, mit denen 
sie ihren Wahlkampf bestreiten, offenlegen müssen und das die auf Qualifikationen 

beruhende Auswahl einer unabhängigen Wahlkommission (IEBC) vorsieht, die 
Wahlvergehen verfolgen und die Ausgaben für den Wahlkampf der einzelnen 
Kandidaten begrenzen darf, wurde inzwischen verabschiedet. Ferner sollen 80 neue 
Wahlkreise entstehen. Viele Mitglieder aus Regierung und Parlament beabsichtigen je-
doch inzwischen, den Wahltermin auf 17. Dezember 2012 oder sogar bis ins Jahr 
2013 zu verschieben, obwohl dies der neuen Verfassung widerspräche, die den 14. 
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August 2012 als Termin vorgibt. Begründet wird dies mit dem kenianischen 
Budgetzyklus sowie damit, dass die neue Wahlbehörde mehr Zeit für die Vorbereitung 
der Wahlen hätte. Diese jedoch bestätigte, dass Wahlen im August 2012 problemlos 
durchgeführt werden könnten. Ferner seien die Parlamentarier bei den vergangenen 
Wahlen Ende Dezember 2007 für eine komplette 5-jährige Legislaturperiode gewählt 
worden. Da die Koalitionsregierung jedoch erst im März 2008 vereidigt wurde und 
nach Ablauf der Amtsperiode zwei Monate bis zur nächsten Wahl liegen sollen, könnte 
sich der Termin bis Mai 2008 verschieben. Hintergrund der geplanten Verschiebung ist 
aber vor allem, dass keiner der amtierenden Parlamentsmitglieder ein Interesse an 
einem frühen Wahltermin hat, da die Wiederwahl der Mehrzahl der Abgeordneten 
äußerst fraglich ist und die ins nächste Parlament gewählten Abgeordneten im Gegen-
satz zu den derzeitigen Parlamentariern Steuern auf ihre hohen Diäten zahlen müssen. 
Insbesondere die Zivilgesellschaft sieht in einem Verschieben des Wahltermins einen 
ersten Bruch der Verfassung, dem danach weitere Verfassungsbrüche oder Verfas-
sungsänderungen folgen könnten, so dass die Unantastbarkeit der Verfassung nicht 
mehr gewährleistet wäre.  
 
Im August 2011 setzte Premierminister Raila Odinga im Rahmen einer Kabinettsum-
bildung mit Billigung von Präsident Kibaki Bildungsminister William Ruto ab und 
übertrug das Amt des Außenministers erneut Moses Wentangula, dem Korruption und 
Unterschlagung von Geldern im Zusammenhang mit dem Kauf von Immobilien für die 
kenianische Botschaft in Tokio vorgeworfen wird. Die Einsetzung Wentagulas zeigt 
erneut den mangelnden Willen der führenden politischen Klasse, überzeugend gegen 
Korruption vorzugehen. Es wird vermutet, dass Kibaki der Absetzung Rutos 
zugestimmt hat, um die Koalition mit Odinga zu stabilisieren und sein Erbe als der 
Präsident, der eine neue, fortschrittliche Verfassung eingeführt und umgesetzt hat, zu 
sichern, wozu er die Unterstützung des Koalitionspartners benötigt. Durch die 
Absetzung hat sich Rutos Position als Führer der Opposition gegen Odinga, der auch 
Finanzminister Uhuru Kenyatta und Vize-Präsident Kalonzo Musyoka angehören wer-
den, für die anstehenden Wahlen gestärkt. Jedoch bleibt abzuwarten, wie sich die An-
klage gegen Ruto vor dem Internationalen Strafgerichtshof (ISG) in Den Haag wegen 

Verwicklungen in die Gewalttätigkeiten nach den letzten Wahlen entwickelt.  
 
Im Fall der sechs vor dem ISG Angeklagten hat Chefankläger Moreno Ocampo Beweise 
sammeln können, die die Verwicklung von Staat und Militär in die Gewalttätigkeiten 
nach den letzten Wahlen nachweisen. Er forderte die kenianische Regierung auf, die 
Verdächtigen aus ihren Staatsämtern zu entlassen, da sie so noch weiterhin 
politischen Einfluss hätten. Die kenianische Regierung bemühte sich hingegen erneut, 
durch eigene Untersuchungen und Vernehmung der Verdächtigen deutlich zu machen, 
dass sie die Fälle alleine strafrechtlich lösen kann. Im September fanden die 
Anhörungen der sechs Verdächtigen in Den Haag statt: Die Verteidigung von Ruto, 

Kosgey und Sang konnte die bislang angeführten Beweise der Anklage widerlegen und 
lieferte eigene, die ihre Mandanten entlastete, und nannte stattdessen vier andere Be-
teiligte, die angeklagt werden müssten – unter ihnen Premierminister Raila Odinga. 
Auch Präsident Kibaki sei in die Planung von Gewalttätigkeiten durch die Mungiki-
Sekte verwickelt. Die Ankläger konnten hingegen überzeugend die Rolle von Kenyatta, 
Muthaura und Ali und ihre Verstrickung in Planung und Ausführung von Gewalt 



 

Hanns-Seidel-Stiftung, Quartalsbericht, Kenia, Quartal III/2011 3 
 

darlegen. Bis Dezember wird der ISG nun entscheiden, ob Anklage gegen die sechs 
Verdächtigen erhoben wird.  
 
Der Untersuchungsbericht eines Forschungsinstituts ergab, dass 42% der Kenianer 
davon ausgehen, dass sich vor den nächsten Wahlen illegale Gruppen gründen werden, 
die zu ähnlicher Gewalt wie nach den Wahlen im Dezember 2007 führen könnten, und 
dass die Polizei die gewalttätigen Ausschreitungen nicht in den Griff bekommen 
würde.  
 
Nach der Wahl von Dr. Willy Mutunga zum Obersten Richter (Chief Justice) wurde nun 
Prof. Githu Muigai als Nachfolger des 20 Jahre amtierenden Amos Wako zum neuen 
Generalstaatsanwalt (Attorney General) ernannt, der allerdings unter der neuen 
Verfassung nur eine eingeschränkte Funktion als Berater der Regierung in rechtlichen 
Fragen hat, da Keriako Tobiko als Chefankläger (Director of Public Prosectutions) für 
die Strafverfolgung zuständig ist. Inzwischen wurden 28 Richter des Obersten 
Gerichtshof vereidigt, von denen 13 Frauen sind. Alle mussten sich einer öffentlichen 
Überprüfung unterziehen. Mutunga konnte mittlerweile wichtige Rechtsreformen auf 
den Weg bringen und das Rechtssystem umstrukturieren. Die Änderungen wurden von 
der kenianischen Bevölkerung sehr begrüßt, die nun ein Ende der über Jahre dauern-
den Korruption im Rechtssystem erwartet.    
 
Korruption 
 
Prof. Patrick Lumumba, der Direktor der für die Untersuchung von Verdachtsfällen auf 
Korruption zuständigen kenianischen Antikorruptionsbehörde (KACC) und seine vier 
Stellvertreter, mussten im August ihre Ämter aufgeben, nachdem ein Gesetz vom 
Parlament verabschiedet worden war, das die KACC durch die neue Ethik- und 
Antikorruptionsbehörde (EACC) ersetzt, in die die Vertreter nun entsprechend der 
neuen Gesetzesvorlage neu ernannt werden müssen. Die EACC wird nicht mehr die 
Befugnis besitzen, Korruptionsfälle strafrechtlich weiterzuverfolgen, da dies Sache des 
Chefanklägers (Director of Public Prosecution) Keriako Tobiko sei, der jedoch selber 

immer wieder unter dem Verdacht der Korruption stand. Hier bleibt abzuwarten, wie 
effektiv die neue Behörde angesichts der Einschränkung ihres Einflusses noch sein 
kann. Lumumba hatte sich während seiner Amtszeit bei vielen führenden Politikern 
unbeliebt gemacht, da er Fälle von Korruption bis in höchste politische Kreise 
aufgedeckt, angeprangert und verfolgt hatte. Erst kürzlich machte er öffentlich, dass 
ihn der Ehemann einer Parlamentarierin bestechen wollte, um weitere 
Untersuchungen in seiner Firma durch die KACC zu verhindern. Die Parlamentarier 
nutzen nun die Möglichkeit, durch Streichen einer Klausel der neuen Gesetzesvorlage, 
der den Verbleib Lumumbas im Amt auch in der EACC gesichert hätte, sich seiner zu 
entledigen.  

 
Ein Untersuchungsbericht des obersten Rechnungshofes stellte weitreichende Kor-
ruption bei der Verwendung der für die Entwicklung in den Wahlkreisen zur Verfügung 
gestellten Mittel (Constituency Development Funds) fest, da in verschiedenen 
Wahlkreisen Gelder in „Geister-Projekten“ verschwunden seien. Noch kurz zuvor 
waren die Mittelzuweisungen für die Entwicklung in den Wahlkreisen erhöht worden.  
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Wirtschaft 
 
Im den vergangenen Monaten haben sich infolge hoher Inflation die Lebenshaltungs-
kosten für die Bevölkerung stark erhöht. Besonders die Erhöhung der Treibstoffpreise 
wirkte sich massiv auf Nahrungsmittel- und Transportkosten aus. Arme 
Bevölkerungsschichten können sich vielfach nicht mehr als eine Mahlzeit am Tag 
leisten. Die Regierung reagiert auf die Lage mit Tatenlosigkeit und greift in keiner 
Form ein, um gegenzusteuern, wofür sie von der Bevölkerung massiv kritisiert wird. 
Gleichzeitig planten die Parlamentarier, erneut ihre Diäten zu erhöhen, wodurch sich 
die Politiker weiter von den normalen Bürgern entfremden würden.  
 
Im Norden Kenias sowie den umliegenden Ländern entwickelte sich im Berichts-
zeitraum eine massive Dürre, die zu Hungersnöten führte. Als Ursache für die 
katastrophalen Auswirkungen der Dürre wird neben der Vielzahl somalischer 
Flüchtlinge im Land die schlechte Planung, Korruption und unzureichende Vorsorge 
seitens der Regierung verantwortlich gemacht. In anderen Regionen Kenias 
ausreichend vorhandene Nahrungsmittel wurden nicht in die Krisenregion 
transportiert. Im krassen Gegensatz zur Untätigkeit und zum Desinteresse der 
regierenden Politiker in Kenia steht das außerordentliche Engagement der 
kenianischen Bevölkerung, die in Eigeninitiative Gelder in großem Umfang für die von 
der Hungersnot betroffenen Mitbürger spendeten.  
 
Sicherheit 
 

Die islamistische Terrororganisation Al-Shabaab drohte mit Anschlägen in Kenia, da 
die kenianische Regierung die somalische Übergangsregierung in Mogadishu 
unterstützt. Nach einem Bericht der UN wird die Gefahr eines Anschlags noch dadurch 
verstärkt, dass Jugendliche in Nairobi von der Terrorgruppe rekrutiert und nach 
Somalia gebracht werden, um sie dort in der Durchführung von Anschlägen zu 

trainieren.  

 

 

Markus Baldus 

Projektleiter 
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